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Hannover, den 27. November 2012 

Kleine Anfrage 

zur mündlichen Beantwortung 

 Abgeordnete Heidemarie Mundlos, Karl-Heinz Klare, Norbert Böhlke, Dirk Toepffer (CDU) 

Läuft es mit Frau Rundt nicht rund?  

Nach einem Bericht der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung (HAZ) vom 27. November 2012 hat  

die Vorsitzende des Paritätischen Wohlfahrtsverbands Niedersachsens, Cornelia Rundt (SPD), 

Verhandlungen mit der Gemeinnützigen Gesellschaft für Paritätische Sozialarbeit (GGPS) um ei-

nen Tarifvertrag für die Beschäftigten der GGPS abgelehnt.  

Die GGPS ist eine Tochtergesellschaft des Paritätischen und u. a. Träger von Krippen und klei-

nen Kindertagesstätten, Werkstätten von Menschen mit Behinderung und Pflegeheimen. 

Nach Angaben von ver.di ist Frau Rundt als Hauptgesellschafterin der GGPS seit zwei Jahren 

mehrfach zu Verhandlungen aufgefordert worden. Jedoch seien alle Versuche, den bestehenden 

Konflikt friedlich zu lösen, fehlgeschlagen. 

Nach einer im Jahr 2004 geschlossenen Betriebsvereinbarung für neu eingestellte Mitarbeiter der 

GGPS erhalten diese größtenteils eine um 10 Prozent niedrigere Entlohnung als die Altbeschäf-

tigten, die nach einem an den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes (TVöD) angelehnten Hausta-

rif bezahlt werden. Laut ver.di will die GGPS nunmehr weitere Lohnsenkungen für neue Mitarbei-

ter durchsetzen. 

 

Ich frage die Landesregierung: 

1.  Wie bewertet die Landesregierung die Tatsache, dass der Paritätische Wohlfahrtsverband 

Niedersachsen die Kita-Volksinitiative unterstützt, wenn es um Forderungen an das Land 

geht, jedoch Gespräche mit den Tarifpartnern ablehnt, wenn es um eine einheitliche und an-

gemessene Bezahlung aller Beschäftigten geht? 

2. Verhindert Frau Rundt mit ihrem Widerstand gegen den Einritt in jegliche Verhandlungen mit 

ver.di eine sozial gerechte und angemessene Bezahlung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der GGPS? 

3. In welchen Pflegeeinrichtungen des Paritätischen Wohlfahrtsverbands haben seit dem in No-

vember 2011 geschlossenen Pflegepakt Verhandlungen über die Höhe der Pflegesätze statt-

gefunden und mit welchem Ergebnis? 

 

 


